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Beachte 

Zum Bezugszeitraum vgl. § 49 Abs. 22. 

Text 

Abschnitt 5 

Kinderbetreuungsgeld als Ersatz des Erwerbseinkommens 

Anspruchsberechtigung 

§ 24. (1) Anspruch auf Kinderbetreuungsgeld nach diesem Abschnitt hat ein Elternteil 
(Adoptivelternteil, Pflegeelternteil) für sein Kind (Adoptivkind, Pflegekind), sofern 

 1. die Anspruchsvoraussetzungen nach § 2 Abs. 1 Z 1, 2, 4 und 5 erfüllt sind, 

 2. dieser Elternteil in den letzten 6 Kalendermonaten unmittelbar vor der Geburt des Kindes, für das 
Kinderbetreuungsgeld bezogen werden soll, durchgehend erwerbstätig gemäß Abs. 2 war, wobei 
sich Unterbrechungen von insgesamt nicht mehr als 14 Kalendertagen nicht anspruchsschädigend 
auswirken und 

 3. dieser Elternteil während des Bezuges des Kinderbetreuungsgeldes keine Erwerbseinkünfte, 
erzielt, wobei sich ein Gesamtbetrag an maßgeblichen Einkünften (§ 8 Abs. 1) von nicht mehr als 
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5.800 € pro Kalenderjahr nicht schädlich auswirkt, und keine Leistungen aus der 
Arbeitslosenversicherung erhält. 

(2) Unter Erwerbstätigkeit im Sinne dieses Bundesgesetzes versteht man die tatsächliche Ausübung 
einer in Österreich sozialversicherungspflichtigen Erwerbstätigkeit. Als der Ausübung einer 
sozialversicherungspflichtigen Erwerbstätigkeit gleichgestellt gelten Zeiten der vorübergehenden 
Unterbrechung dieser Erwerbstätigkeit während eines Beschäftigungsverbotes nach dem 
Mutterschutzgesetz 1979 (MSchG), BGBl. Nr. 221, oder gleichartigen anderen österreichischen 
Rechtsvorschriften, sowie Zeiten der vorübergehenden Unterbrechung dieser Erwerbstätigkeit zum 
Zwecke der Kindererziehung während Inanspruchnahme einer Karenz nach dem MSchG oder Väter-
Karenzgesetz (VKG), BGBl. Nr. 651/1989, oder gleichartigen anderen österreichischen 
Rechtsvorschriften, bis maximal zum Ablauf des zweiten Lebensjahres eines Kindes. 
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